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Beschluss in dem einstweiligen Verfügungsverfahren der Bundesre-
publik Deutschland gegen die BREDO Dockgesellschaft mbH 

 
 
In dem einstweiligen Verfügungsverfahren der Bundesrepublik Deutschland gegen die 
BREDO Dockgesellschaft mbH hat die 4. Zivilkammer des Landgerichts Bremen durch 
Beschluss vom heutigen Tag den Antrag der Bundesrepublik Deutschland auf Erlass 
einer einstweiligen Verfügung zurückgewiesen, da dieser sich auf eine - im Ergebnis 
unzulässige - Vorwegnahme der Entscheidung im Hauptsacheverfahren gerichtet habe. 
Eine vorläufige Befriedigung komme bei Herausgabeansprüchen nur in eng umgrenzten 
Ausnahmefällen, etwa im Falle einer Existenzgefährdung oder bei unabwendbaren, 
nicht hinnehmbaren Nachteilen, in Betracht, für die vorliegend jedoch keine Anhalts-
punkte bestanden hätten. 
 
Die Antragstellerin hatte von der Antragsgegnerin die Herausgabe des im Dienst der 
Bundeswehr stehenden Segelschulschiffs „Gorch Fock“ verlangt. Die Antragsgegnerin 
hatte sich auf ein Zurückbehaltungsrecht wegen behaupteter Zahlungsansprüche beru-
fen und die Herausgabe verweigert. 
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